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zing, siehe Lageplan M 1: 5.000. Das Gebiet glie-
dert sich in einen Fassungsbereich (Zone W I), in 
eine engere Schutzzone (Zone W II) und in eine 
weitere Schutzzone (Zone W III)

Bei dem Erlaubnisverfahren zur Grundwasserent-
nahme und dem Verfahren zum Erlass der Was-
serschutzgebietsverordnung handelt es sich um 
zwei Verfahrensgegenstände. Für die beiden Vor-
haben wird das jeweils erforderliche förmliche 
Verwaltungsverfahren vorliegend zusammen 
durchgeführt. 
Die Antrags- und Planunterlagen, aus denen sich 
Art und Umfang der beiden Vorhaben ergeben, so-
wie der Entwurf der Wasserschutzgebietsverord-
nung einschließlich Lageplan über den Schutzge-
bietsumgriff, liegen in der Zeit vom

30.04.2018 bis einschließlich 29.05.2018

im Rathaus der Gemeinde Tutzing, Kirchen-

straße 9, 82327 Tutzing

während der üblichen Dienststunden zur öffentli-
chen Einsichtnahme aus.

Jeder, dessen Belange durch die Vorhaben be-
rührt werden, kann bis zwei Wochen nach Ab-
lauf der Auslegungsfrist, das heißt bis einschließ-
lich 13.06.2018, schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift bei den Auslegungsstellen oder 
beim Landratsamt Starnberg, Schloßbergstra-
ße 1, 82319 Starnberg, 2.OG, Zimmer Nr. 205, 
Einwendungen erheben. Die Einwendung muss 
den betroffenen Belang und das Maß der Be-
einträchtigung erkennen lassen. Vereinigungen 
nach Art. 73 Abs. 4 Satz 5 BayVwVfG können 
zu den Vorhaben innerhalb vorgenannter Frist 
Stellungnahmen abgeben. Mit Ablauf der Ein-
wendungsfrist sind alle Einwendungen bzw. 
Stellungnahmen ausgeschlossen, die nicht auf 
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
Es kann ohne mündliche Verhandlung entschie-
den werden, wenn alle Beteiligten darauf ver-
zichten. Wird doch eine mündliche Verhand-
lung (Erörterungstermin) erforderlich, so kann 
bei Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn 
verhandelt werden. Verspätete Einwendungen 
oder Stellungnahmen können bei der Erörterung 
und Entscheidung unberücksichtigt bleiben.
Die Personen, die Einwendungen erhoben haben 
oder die Vereinigungen, die Stellungnahmen ab-
gegeben haben, können vom Erörterungstermin 
durch öffentliche Bekanntmachung benachrichtigt 
werden und die Zustellung der Entscheidung über 
Einwendungen kann durch öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Benach-
richtigungen oder Zustellungen vorzunehmen sind. 

Die durch Einsichtnahme in die Antragsun-
terlagen, durch Erhebung von Einwendun-
gen oder Stellungnahmen und durch Teilnah-
me am Erörterungstermin entstehenden Auf-
wendungen können nicht erstattet werden.

Starnberg, 18.04.2018

LANDRATSAMT STARNBERG
Georg Scheitz, Stellvertreter des Landrats

Landratsamt Starnberg - Georg Scheitz, stv. Landrat

Bekanntmachungen der Stadt Starnberg

◆ 50. Änderung des Flächennutzungsplans 

für das Gebiet des Kreisklinikums südöstlich 

der Oßwaldstraße, Gemarkung Starnberg und 

Gemarkung Söcking;

Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleit-

planung

Nachdem der Geltungsbereich der betreffenden 
Flächennutzungsplanänderung um das Grundstück 
Fl.Nr. 101, Gemarkung Söcking, sowie die Grund-
stücke Fl. Nrn. 644/8 und 644/10, Gemarkung 
Starnberg (Oßwaldstraße 1a und 1b), erweitert 
wurde und die Abwägung der während der früh-
zeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung eingegangenen 
Stellungnahmen erfolgte, liegt nun der überar-
beitete Entwurf in der Fassung vom 12.04.2018 
einschließlich der Begründung, einschlägigen 
Gutachten sowie der wesentlichen, bereits vor-
liegenden umweltbezogenen Stellungnahmen ge-
mäß § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches in der Zeit

vom 03.05.2018 bis zum 04.06.2018

im Rathaus der Stadt Starnberg,

Vogelanger 2, Zimmer 306b,

während der allgemeinen Dienststunden mon-

INHALT:

▼ Vollzug der Wassergesetze und des Ge setzes 
über die Umweltverträglichkeits prüfung 
(UVPG);
Antrag der Gemeinde Andechs vom 08.02.2018 
auf Erteilung einer wasserrechtlichen Plange-
nehmi gung für die Bachufer sanierung des 
Kienbachs im Ortsbereich der Gemeinde 
Andechs nördlich der Herrschinger Straße
(St 2067), betroffene Grundstücke: Fl.-Nrn. 140, 
140/2, 200/1, 202/1, 226/4, 199, 200, 203, 205 
und 857/1, alle Gemarkung Erling-Andechs

▼ Vollzug der Wassergesetze;
Antrag der Gemeinde Tutzing auf Erteilung 
einer gehobenen Erlaubnis zur Entnahme von 
Grundwasser aus dem Brunnen 1 Pfaffenberg 
sowie gleichzeitig Festsetzung eines Wasser-
schutzgebietes in den Gemarkungen Traubing 
und Tutzing der Gemeinde Tutzing

▼ 50. Änderung des Flächennutzungsplans für 
das Gebiet des Kreisklinikums südöstlich der 
Oßwaldstraße, Gemarkung Starnberg und 
Gemarkung Söcking;
Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleit-
planung

▼ Bebauungsplan Nr. 8190 für das Gebiet zw. 
Ludwig-Thoma-Weg, Georg-Queri-Weg, 
Riedener Weg und Himbselstraße, Gemarkung 
Starnberg, als Bebauungsplan der Innenent-
wicklung im beschleunigten Verfahren gemäß
§ 13 a des Baugesetzbuches;
Frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit

▼ Bebauungsplan Nr. 8198 für die Grund stücke
Fl. Nr. 347, 348/4 und 348/5, Gemar kung 
Starnberg zwischen Bahnhofstraße und 
Dinardstraße als vorhabenbezogener Be bau-
ungsplan der Innenentwicklung im beschleu-
nigten Verfahren gemäß § 13 a des Bau gesetz-
buches
- Fassung des Aufstellungsbeschlusses
- Frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit

▼ Bebauungsplan Nr. 8217 für das Gebiet zwi-
schen Enzianstraße, Frühlingsstraße und 
Gestütsweg, Gemarkung Percha, als Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung im beschleu-
nigten Verfahren gemäß § 13 a des Bauge-
setzbuches;
Erneute Unterrichtung der Öffentlichkeit

▼ Richtlinien der Stadt Starnberg zur Grund-
stücks vergabe im Einheimischen-Modell „Am 
Wiesengrund“

▼ Bekanntmachung über die öffentliche Auf-
legung der Vorschlagsliste für Schöffi nnen und 
Schöffen für die Geschäftsjahre 2019 bis 2023

▼ Bebauungsplan „Fernwärmezentrale süd-
westlich des Gewerbegebietes BAB 96 Nord“ 
für eine Teilfl äche von Fl.Nr. 139, Gemarkung 
Argelsried;
Aufstellungs- und Billigungsbeschluss;
Frühzeitige Öffentlichkeits- und Behörden be-
teiligung nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB

▼ Öffentliche Ausschreibung der Gemeinde 
Gilching

▼ Bekanntmachung über die Entscheidung der 
Ersten Bürgermeisterin gem. Art. 37 Abs. 3
GO vom 09.04.2018 in Sachen „Straßen-
ausbaubeiträge“

◆ Vollzug der Wassergesetze und des 

Ge setzes über die Umweltverträglichkeits-

prüfung (UVPG);

Antrag der Gemeinde Andechs vom 

08.02.2018 auf Erteilung einer wasserrechtli-

chen Plangenehmigung für die Bachufer-

sanierung des Kienbachs im Ortsbereich der 

Gemeinde Andechs nördlich der Herrschinger 

Straße (St 2067), betroffene Grundstücke: Fl.-

Nrn. 140, 140/2, 200/1, 202/1, 226/4, 199, 200, 

203, 205 und 857/1, alle Gemarkung Erling-

Andechs

Die Gemeinde Andechs hat unter Vorlage der er-
forderlichen Antragsunterlagen die wasserrechtli-
che Plangenehmigung für die Bachufersanierung 
des Kienbachs im Ortsbereich der Gemeinde An-
dechs nördlich der Herrschinger Straße (St 2067) 
beantragt.

Für das Vorhaben wurde anhand einer allgemeinen 
Vorprüfung des Einzelfalls (gemäß § 7 Abs. 1
i.V.m. Anlage 1 Ziffern 13.18.1 UVPG) festgestellt, 
dass keine Pfl icht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung besteht. Die hierzu vorge-
nommene überschlägige Prüfung unter Berück-
sichtigung der Kriterien nach Anlage 3 zum UVPG 
hat ergeben, dass sich die geplante Ufersicherung 
durch das Setzen von Wasserbausteinen nicht 
nachteilig auf die Schutzgüter „Überschwem-
mungsgebiet Kienbach“ und „gesetzlich geschütz-
tes Biotop natürliche oder naturnahe Bereiche fl ie-
ßender Binnengewässer“ auswirken wird. Viel-
mehr wird in diesem Einzelfall die vorgesehene 
naturferne Verbauung des Kienbachs durch die 
Hochwassersituation im Ortsbereich Erling erfor-
derlich. Durch die Ausgleichsmaßnahmen ergeben 
sich keine nachhaltigen Störungen für das Land-
schaftsbild.
Das Vorhaben lässt keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen befürchten.

Nach § 5 Absatz 2 UVPG wird dieses Ergebnis 
hiermit bekannt gemacht. Die Feststellung über 
das Unterbleiben einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung ist nicht selbständig anfechtbar.

Starnberg, 19.04.2018

◆ Vollzug der Wassergesetze;

Antrag der Gemeinde Tutzing auf Erteilung 

einer gehobenen Erlaubnis zur Entnahme von 

Grundwasser aus dem Brunnen 1 Pfaffenberg 

sowie gleichzeitig Festsetzung eines Wasser-

schutzgebietes in den Gemarkungen Traubing 

und Tutzing der Gemeinde Tutzing

Die Gemeinde Tutzing versorgt Ihre Gemeinde 
mit Trinkwasser. Zur dauerhaften Sicherstellung 
der Trinkwasserversorgung hat die Gemeinde 
Tutzing einen neuen Brunnen („Brunnen 1 Pfaf-
fenberg“) in einem Waldgebiet, ca. 1 km nord-
westlich von Tutzing, auf dem Grundstück Fl.-
Nr. 2241/1 der Gemarkung Traubing errichtet. 
Der Brunnen 1 Pfaffenberg wurde 2011 auf eine 
Tiefe von 68,50 m u. GOK ausgebaut. Der Ru-
hewasserspiegel lag am 19.09.2011 bei 51,87 m 
unter Gelände. Bei einem Leistungspumpversuch 
nach Brunnenherstellung mit einer Dauerentnah-
me von 38 l/s wurde der Grundwasserspiegel 
um 5,20 m abgesenkt. Der Brunnen ist entspre-
chend der anerkannten Regeln der Technik aus-
gebaut. Nach den durchgeführten und vorge-
legten Analysen entspricht das Wasser sowohl 
bakteriologisch als auch chemisch-physikalisch 
den Anforderungen der Trinkwasserverordnung. 
Unter Vorlage der erforderlichen Antragsun-
terlagen hat die Gemeinde Tutzing  die geho-
bene Erlaubnis nach §§ 10, 15 Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) für die Entnahme von 

Grundwasser aus dem Brunnen 1 Pfaffen-
berg auf der Fl.-Nr. 2241/1, Gemarkung Trau-
bing, Gemeinde Tutzing, beantragt wie folgt: 

 ∙ Momentanentnahme: 40 l/s
 ∙ Größte tägliche Ableitungsmenge: 3.000 m³/d
 ∙ Größte monatliche Ableitungsmenge: 65.000 m³/mt
 ∙ Maximale jährliche Ableitungsmenge: 420.000 m³/a

Gleichzeitig hat die Gemeinde Tutzing beim 
Landratsamt Starnberg die Festsetzung eines 
Wasserschutzgebietes zum Schutz des Grund-
wasservorkommens aus dem vorbezeichneten 
Brunnen angeregt. 
Das in den Plänen vorgesehene Wasserschutzge-
biet liegt hauptsächlich in der Gemarkung Traubing 
und zu einem kleinen Teil in der Gemarkung Tut-

tags, mittwochs und freitags von 07:30 bis 
12:00 Uhr sowie dienstags und donnerstags 
von 07:30 bis 13:00 Uhr und von 15:00 bis 
18:00 Uhr zu jedermanns Einsicht öffentlich 
aus. Das Plangebiet ist im unten stehenden La-
geplan dargestellt, die gesamten ausliegenden 
Unterlagen können unter Eingabe des Suchbe-
griffs „Bekanntmachung 50. Änderung“ auch 
unter www.starnberg.de abgerufen werden.

Im Weiteren besteht während der Auslegungsfrist 
die Möglichkeit zur Abgabe von Stellungnahmen. 
Verspätet eingehende Stellungnahmen können 
bei der Beschlussfassung über den Flächennut-
zungsplan hingegen unberücksichtigt bleiben.

Im Flächennutzungsplan etwa genannte DIN-Nor-
men können gleichfalls eingesehen werden.

Im Rahmen der Auslegung sind folgende um-
weltbezogene Informationen verfügbar:

 - Immissionsgutachten zum auf dem Grundstück 
Fl. Nr. 101, Gemarkung Söcking, vorgesehenen 
Aushilfsparkplatz: Unbedenklichkeit aus schall-
schutzrechtlicher Sicht, sofern die Fahrwege 
asphaltiert bzw. eben ausgeführt werden und 
eine Nutzung während der Nachtzeit (22 bis 6 
Uhr) unterbleibt 

 - Geotechnische Beurteilung hinsichtlich der 
Beseitigung des auf dem vorgesehenen Aus-
hilfsparkplatz anfallenden Niederschlagswassers: 
Kein ausreichend sickerfähiger Boden vorhan-
den, anderweitige Ableitung durch Anschluss an 
den Regenwasserkanal erforderlich

 - Stellungnahme des Abwasserverbandes 
Starnberger See: Die Beseitigung sowohl des 
Schmutz- als auch des Niederschlagswassers 
kann durch Anschluss an jeweils vorhan-
dene Kanäle gesichert werden; allgemeine 
Hinweise zum notwendigen Nachweis eines 
Überfl utungsschutzes und Notwasserweges

 - Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes 
Weilheim: Allgemeine Ausführungen zum ord-
nungsgemäßen Umgang mit Bau-, Schmutz-, 
Niederschlags-, Hang- und Schichtwasser 
sowie zur Beeinfl ussung des Grundwassers; 
keine Anhaltspunkte für einen Verdacht auf 
Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen 
und allgemeine Hinweise zum Vorgehen bei 
etwaigem Auftreten von Auffälligkeiten der 
Bodenbeschaffenheit

 - Baumgutachten zur Erhaltenswürdigkeit zweier 
auf dem Grundstück Fl. Nr. 635, Gemarkung 
Starnberg, vorhandener Großbäume bzw. zum 
Einfl uss auf selbige durch einen vorgesehenen 
Erweiterungsbau: Empfehlung der Ergreifung 
von Schutzmaßahmen mittels Verbau, 
Wurzelvorhang, Baumschutzzaun, arbeitsorgani-
satorischer Maßnahmen sowie mittels laufender 
Überwachung

 - Gutachterliche Einschätzung zum Bestand 
xylobionter (eng an Totholz gebundene) Käfer 
sowie sonstiger Insekten und zum Einfl uss auf 
selbige durch auf dem Klinikgelände vorgesehe-
ne Baumaßnahmen (spezielle artenschutzrecht-

Kostenlose Beratung und Hilfe für Familien, 
Eltern paare, Jugendliche und Kinder: 
• in der Erziehung • in der Partnerschaft 
• bei schulischen Schwierigkeiten der Kinder 
• bei Ablösungsproblemen von Jugendlichen

Alle Mitarbeiter unterliegen der Schweigepfl icht.

Telefon  08151 148 - 388
www.lk-starnberg.de / kijufa

Landratsamt Starnberg
Moosstraße 5 • 82319 Starnberg

Kinder-, Jugend- und
Familienberatungsstelle

Kurzzeitpfl ege

Das Landratsamt Starnberg – Fach bereich 
Sozialwesen – bietet Informations material 
über Kurzzeitpfl ege einrichtungen an. 
Telefon  08151 148 - 238
www.lk-starnberg.de / kurzzeitpfl ege
Landratsamt Starnberg
Strandbadstraße 2 • 82319 Starnberg
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liche Prüfung): Keine Vorkommen xylobionter 
Käfer zu erwarten; Empfehlung der Schaffung 
von Ersatzräumen im Falle unvermeidbarer 
Baumfällungen und Belassung gefällten Holzes 
am Standort

 - Artenschutzrechtliche Vorabschätzung 
zum Einfl uss von auf dem Klinikgelände 
vorgesehenen Baumaßnahmen auf mögli-
che Fledermausbestände: Vorhandensein 
von Bäumen, die potentiell als Winter- und 
Sommerquartiere dienen können und daher im 
Falle einer unvermeidbaren Fällung einer noch-
maligen, eingehenden Prüfung zu unterziehen 
sind; daneben empfohlene Belassung gefällten 
Holzes am Standort und Schaffung von geeigne-
ten Ersatzquartieren

 - Gutachten zur verkehrlichen Belastung mit 
Aussagen zum derzeitigen und künftigen 
Verkehrsaufkommen sowie zum örtlichen 
Stellplatzbedarf

 - Stellungnahme des Bayerischen Landesamtes 
für Denkmalpfl ege: Bodendenkmalpfl egerische 
Belange sind nicht berührt; allgemeine Hinweise 
zum Vorgehen bei etwa anzutreffenden 
Bodendenkmalen

 - Stellungnahme des Landratsamtes – Untere 
Immissionsschutzbehörde: Allgemeine 
Aussagen zur Ansetzung einschlägiger lärm-
schutzrechtlicher Orientierungswerte und 
zur Berücksichtigung bereits vorhandener 
Erkenntnisse

 - Umweltbericht: Aussagen zur Bestandssituation 
und zu den Umweltauswirkungen der Planung in 
Bezug auf die Schutzgüter Boden, Wasser, Klima 
und Luft, Vegetation und Tierwelt, Landschaft, 
Mensch sowie Kultur- und Sachgüter

 - Umweltbericht: Aussagen zu den Wechsel wir-
kungen zwischen den vorgenannten Schutz-
gütern

 - Umweltbericht: Aussagen zu den geplanten 
Vermeidungs- und Optimierungsmaßnahmen in 
Bezug auf die vorgenannten Schutzgüter

 - Umweltbericht: Aussagen zum naturschutzrecht-
lichen Eingriff und Ausgleich

 - Umweltbericht: Entwicklungsprognosen des 
Umweltzustands und zu Alternativen

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Vereini-
gung im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 
des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) in 
einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Absatz 2 
UmwRG gemäß § 7 Absatz 3 Satz 1 UmwRG mit 
allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im 
Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht 
rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte gel-
tend machen können.

Starnberg, 18.04.2018

Stadt Starnberg – Eva John, 1. Bürgermeisterin

◆ Bebauungsplan Nr. 8190 für das Gebiet zw. 

Ludwig-Thoma-Weg, Georg-Queri-Weg, 

Riedener Weg und Himbselstraße, Gemarkung 

Starnberg, als Bebauungsplan der Innenent-

wicklung im beschleunigten Verfahren gemäß 

§ 13 a des Baugesetzbuches;

Frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit

Nachdem der Bauausschuss in seiner Sitzung am 
26.10.2017 die Fortführung des betreffenden Be-
bauungsplanverfahrens auf Basis der erarbeite-
ten Option B mit Fassungsdatum vom 19.10.2017 
beschlossen hat, wird der Öffentlichkeit nun ge-
mäß § 13 a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 des Baugesetzbu-

ches die Möglichkeit eingeräumt, sich in der Zeit

vom 26.04.2018 bis zum 25.05.2018

im Rathaus der Stadt Starnberg,

Vogelanger 2, Zimmer 306b,

während der allgemeinen Dienststunden montags, 
mittwochs und freitags von 07:30 bis 12:00 Uhr 
sowie dienstags und donnerstags von 07:30 bis 
13:00 Uhr und von 15:00 bis 18:00 Uhr über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentli-
chen Auswirkungen der Planung zu unterrichten 
und sich hierzu zu äußern.

Der Planungsumgriff ist aus dem obenstehenden 
Lageplan ersichtlich und die o.g. Planoption un-
ter Eingabe des Suchbegriffs „Bekanntmachung 
8190“ auch unter www.starnberg.de abrufbar.

Starnberg, 18.04.2018

Stadt Starnberg – Eva John, 1. Bürgermeisterin

Planungsumgriff – 50. Änderung des Flächennutzungsplans Planungsumgriff – Bebauungsplan Nr. 8190

Landratsamt Starnberg  •  Strandbadstraße 2  •  82319 Starnberg  •  Telefon 08151 148 -148
buergerservice @ LRA-starnberg.de  •  www.landkreis-starnberg.de

Besuchen Sie unseren BürgerService im Land  -
ratsamt Starnberg. Für zahlreiche Dienst lei s tun  -
g en steht Ihnen unser Team Montag, Dienstag, 
Donnerstag von 7 bis 18 Uhr, Mittwoch von 7 bis 
14 Uhr und Freitag von 7 bis 16 Uhr zur Verfügung. 

Mehr Informationen über den BürgerService 
erhalten Sie beim Landratsamt Starnberg oder 
im Internet unter www.landkreis-starnberg.de
Das Team des BürgerService freut sich auf 
Ihren Besuch.

Einfach mehr Service!
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 ◆ Bebauungsplan Nr. 8198 für die Grund-

stücke Fl. Nr. 347, 348/4 und 348/5, Gemar-

kung Starnberg zwischen Bahnhofstraße und 

Dinardstraße als vorhabenbezogener Be bau-

ungsplan der Innenentwicklung im beschleu-

nigten Verfahren gemäß § 13 a des Bau-

gesetz buches

- Fassung des Aufstellungsbeschlusses

- Frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit

Der Bauausschuss hat am 15.03.2018 die Auf-
stellung des betreffenden Bebauungsplans be-
schlossen, was hiermit ortsüblich bekannt 
gemacht wird (§ 2 Abs. 1 des Baugesetzbu-
ches – BauGB). Der Geltungsbereich ist aus 
dem untenstehenden Lageplan ersichtlich.

Der Bebauungsplan wird im beschleu-
nigten Verfahren nach § 13 a BauGB oh-
ne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt.

Der Öffentlichkeit wird hiermit gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB die Möglichkeit eingeräumt, 
sich über die allgemeinen Ziele, Zwecke und 
die voraussichtlichen Aus wirkungen der Pla-
nung sowie sich wesentlich unterscheiden-
de Lösungen, die für die Neugestaltung oder 
Entwicklung des Gebietes in Betracht kom-
men, zu unterrichten. Ebenso besteht die Ge-
legenheit zur Äußerung und Erörterung. 

Die Planunterlagen mit Fassungsdatum 
vom 15.03.2018 können dazu in der Zeit 

vom 26.04.2018 bis zum 25.05.2018

im Rathaus der Stadt Starnberg,

Vogelanger 2, Zimmer 306b,

während der allgemeinen Dienststunden mon-
tags, mittwochs und freitags von 07:30 bis 
12:00 Uhr sowie dienstags und donnerstags 
von 07:30 bis 13:00 Uhr und von 15:00 bis 
18:00 Uhr von jedermann eingesehen wer-
den. Daneben sind die Unterlagen unter Ein-
gabe des Suchbegriffs „Bekanntmachung 
8198“ unter www.starnberg.de abrufbar.

Starnberg, 18.04.2018

Stadt Starnberg – Eva John, 1. Bürgermeisterin

◆ Bebauungsplan Nr. 8217 für das Gebiet 

zwischen Enzianstraße, Frühlingsstraße und 

Gestütsweg, Gemarkung Percha, als Bebau-

ungsplan der Innenentwicklung im beschleu-

nigten Verfahren gemäß § 13 a des Bauge-

setzbuches;

Erneute Unterrichtung der Öffentlichkeit

Nachdem bereits in einem ersten Beteiligungs-
verfahren die allgemeinen Ziele und Zwecke der 
Planung offengelegt wurden und hierzu Möglich-
keit zur Äußerung bestand, wird der Öffentlichkeit 
aufgrund der in der Sitzung des Bauausschusses 
vom 07.12.2017 beschlossenen Fortführung des 
betreffenden Bebauungsplanverfahrens auf Basis 
der erarbeiteten Planoption mit gleichlautendem 
Fassungsdatum nun gemäß § 13 a Abs. 3

Satz 1 Nr. 2 des Baugesetzbuches die erneu-
te Möglichkeit eingeräumt, sich in der Zeit

vom 26.04.2018 bis zum 25.05.2018

im Rathaus der Stadt Starnberg,

Vogelanger 2, Zimmer 306b,

während der allgemeinen Dienststunden montags, 
mittwochs und freitags von 07:30 bis 12:00 Uhr 
sowie dienstags und donnerstags von 07:30 bis 
13:00 Uhr und von 15:00 bis 18:00 Uhr über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentli-
chen Auswirkungen der Planung zu unterrichten 
und sich hierzu zu äußern.

Der Planungsumgriff ist aus dem obenstehenden 
Lageplan ersichtlich und die o.g. Planoption un-
ter Eingabe des Suchbegriffs „Bekanntmachung 
8217“ auch unter www.starnberg.de abrufbar.

Starnberg, 18.04.2018

Stadt Starnberg – Eva John, 1. Bürgermeisterin

◆ Richtlinien der Stadt Starnberg zur 
Grundstücksvergabe im Einheimischen-
Modell „Am Wiesengrund“

Hinweise:

Die Stadt Starnberg vergibt Grundstücke im Ein-
heimischen-Modell gemäß den nachfolgenden 
Richtlinien. Sie behält sich vor, in begründeten 
Einzelfällen von den Richtlinien abzuweichen.

Die Bewerber bzw. Erwerber sind über die an-
hängigen Vertragsverletzungsverfahren der 
EU-Kommission informiert. Schadensersatz 
oder Entschädigungsansprüche gegen die 
Stadt im Falle einer Europarechtswidrigkeit 
des Einheimischen-Modells werden vorsorg-
lich ausgeschlossen. Der Erwerb von Grund-
stücken erfolgt mithin auf eigenes Risiko.

Die Stadt Starnberg verfolgt mit dem Einheimi-
schen-Modell das Ziel, die gemeindliche Identi-

tät und die gewachsene Bevölkerungsstruktur zu 
erhalten und nach den europarechtlichen Vorga-
ben Bedürftige zu fördern. Ohne das Einheimi-
schen-Modell wäre die im Ort verwurzelte Bevöl-
kerung zu großen Teilen nicht in der Lage, Grund 
und Boden zu Wohnzwecken zu erwerben und 
die Bebauung zu fi nanzieren. Das Modell dient da-
zu, dauerhafte, langfristige und nachhaltige Sess-
haftigkeit in der Stadt Starnberg zu ermöglichen, 
weil diese die soziale Integration und den Zusam-
menhalt in der örtlichen Gemeinschaft maßgeb-
lich stärkt. Gerade junge Familien mit mehrjähri-
ger Bindung zur örtlichen Gemeinschaft sind auf 
das Einheimischen-Modell angewiesen, um in der 
Stadt Starnberg auch in Zukunft bleiben zu kön-
nen und nicht zum Wegzug gezwungen zu sein. 

Im Vertrag von Lissabon werden die Anerken-
nung des kommunalen Selbstverwaltungsrechts, 
die Stärkung des Subsidiaritätsprinzips, die Stär-
kung des Ausschusses der Regionen und die Si-
cherung der kommunalen Daseinsvorsorge als 
wichtige Bestandteile besonders hervorgehoben.  

Zur Prüfung der nachfolgenden Richtlinien ist je-
weils auf die Person des Bewerbers abzustel-
len, sofern nichts Besonderes geregelt ist. Der 
Ehegatte, Lebenspartner oder weitere Antrag-
steller ist jedoch berechtigt, neben dem Bewer-
ber einen Miteigentumsanteil zu erwerben.

Für die Beurteilung der maßgeblichen Sach- und 
Rechtslage legt die Stadtverwaltung bei Aus-
schreibung der Parzellen einen gesonderten Stich-
tag fest. 

§ 1 Antragsberechtigung

Einen Antrag dürfen nur Personen stellen, die die 
nachfolgenden Voraussetzungen kumulativ erfül-
len:

 ∙ Vollendung des 18. Lebensjahres
 ∙ Bei Paaren oder einer Familie darf das zu ver-

steuernde Gesamteinkommen 114.000 € - zu-
züglich der Kinderfreibeträge in Höhe von 7.000 € 
- nicht überschreiten. Bei Alleinstehenden ist die 
Hälfte dieses Betrags, also 57.000 € (ggf. zuzüg-
lich von Kinderfreibeträgen) maßgeblich.

Planungsumgriff – Bebauungsplan Nr. 8198

Planungsumgriff – Bebauungsplan Nr. 8217
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 ∙ Das Vermögen (Immobilienvermögen und 
Kapitalvermögen) der Bewerber übersteigt nicht 
40 % der voraussichtlichen Grunderwerbs-, 
Bau- und Nebenkosten.

 ∙ Bewerber haben bisher kein Grundstück von 
der Stadt Starnberg im Einheimischen-Modell 
erworben.

 ∙ Vorlage einer Bankfi nanzierungsbestätigung 
einer Bank eines Mitgliedstaates der EU 
für die Grundstücksfi nanzierung und für die 
Gebäudeerrichtung

 ∙ Bewerber sind nicht Eigentümer oder Erbbau-
berechtigter eines bebaubaren Grundstücks und/
oder zu Wohnzwecken nutzbaren Grundbesitzes 
in der Stadt Starnberg. Unberücksichtigt bleibt
 ∙ bei Haushalten, in denen bis zu zwei Haus-

haltsangehörige im Sinne des § 18 WoFG le-
ben, zu Wohnzwecken nutzbarer Grundbesitz, 
welcher kleiner als 60 qm ist. Für jeden weite-
ren Haushaltsangehörigen im Sinne des
§ 18 WoFG erhöht sich diese Fläche um 15 qm
pro weiterem Haushaltsangehörigen. Es bleibt 
maximal eine Fläche von 90 qm unberück-
sichtigt.

 ∙ das Eigentum oder Erbbaurecht an einem 
bebaubaren Grundstück und/oder einem 
zu Wohnzwecken nutzbaren Grundbesitz, 
welcher zur Finanzierung des Bauvorhabens 
veräußert wird. Dies ist nachzuweisen bzw. 
die Bewerber müssen sich zur Veräußerung 
verpfl ichten.

 ∙ das Eigentum oder Erbbaurecht an einem 
bebaubaren Grundstück und/oder einem zu 
Wohnzwecken nutzbaren Grundbesitz, wel-
cher mit einem Nießbrauchrecht zugunsten 
Dritter auf dessen Lebenszeit belastet ist.

Das Vermögen sowie das Eigentum oder Erbbau-
recht an einem bebaubaren Grundstück und/oder 
einem zu Wohnzwecken nutzbaren Grundbesitz 
des Ehegatten, des Lebenspartners oder eines 
weiteren Antragstellers wird dem Bewerber zuge-
rechnet.

§ 2 Reihenfolge der Bewerber

Die Reihenfolge der Bewerber bei der Auswahl 
der Grundstücke erfolgt über das nachstehende 
Punktesystem. Dies bedeutet, dass der Bewerber 
mit der höheren Punktezahl sich vor dem Bewer-
ber mit der niedrigeren Punktezahl eine Parzelle 
aussuchen darf. Ermittelt wird die Punktezahl da-
durch, dass die erreichten Punkte aus den Num-
mern 1 bis 4 mit den jeweils angegebenen Fakto-
ren multipliziert werden, die daraus resultierende 
Summe ergibt die endgültige Punktezahl. Sollten 
zwei Bewerber die gleiche Punktezahl haben, so 
entscheidet der Losentscheid, welcher den Vorzug 
erhält.

Die sich aus dem Bewertungsbogen ergebene 
Punktezahl dient als Richtschnur. Ein Rechtsan-
spruch auf Grunderwerb von der Stadt Starn-
berg kann nicht abgeleitet werden. Die letzt-
endliche Entscheidung behält sich der Haupt- 
und Finanzausschuss des Stadtrates vor. 

1. Wohnsitz/ Arbeitsplatz 

1.1 Hauptwohnsitz in Starnberg für jedes vollen-
dete Jahr bis 5 Jahre; 7 Punkte Bonus (max. 
35 Punkte)

1.2 Hauptberufl iches Beschäftigungsverhältnis 
oder entsprechende selbständige Tätigkeit in 
Starnberg für jedes vollendete Jahr bis
5 Jahre; 7 Punkte Bonus (max.35 Punkte)

1.3 Für jedes in früheren Jahren vollendete Jahr 
mit Hauptwohnsitz in Starnberg bis zu 5 Jah-
ren; 7 Punkte Bonus (max. 35 Punkte) – Bei 
Abwesenheit von über 20 Jahren pro vollem 
Kalenderjahr; 2,5 Punkte Malus (< 0 nicht 
möglich)

Punkte für den Hauptwohnsitz und für das haupt-
berufl iche Arbeitsverhältnis oder die entsprechen-
de selbständige Tätigkeit in der Stadt Starnberg 
werden nicht kumulativ vergeben. Bei dem Haupt-
wohnsitz, dem hauptberufl ichen Beschäftigungs-
verhältnis oder der entsprechenden selbständi-
gen Tätigkeit in Starnberg wird nur auf das für 
den Antragsteller günstigste Kriterium abgestellt.

2. Familiäre Situation

2.1 Je kindergeldberechtigtem Kind, das im 
Haushalt des Antragstellers mit Haupt-
wohnsitz gemeldet ist und dort tatsächlich 
auch wohnt bzw. nach gesicherter Progno-
se seinen gemeldeten und tatsächlichen 
Hauptwohnsitz im Haushalt des Antrag-
stellers haben wird 10 Punkte Bonus

2.2 Für jede im Haushalt lebende schwerbehin-
derte und/oder pfl egebedürftige (lt. Schwer-
behindertenausweis bzw. lt. festgestelltem 
Pfl egegrad) Person; 10 Punkte Bonus

2.3 Für jede im Haushalt lebende schwangere 
Person; 10 Punkte Bonus (Nachweis durch 
Mutterpass)

Eine Schwerbehinderung liegt vor, wenn der Be-
troffene einen Grad der Behinderung von mindes-
tens 50 hat.
Es werden lediglich pfl egebedürftige und/oder 
schwerbehinderte Personen berücksichtigt, die 
bereits bisher oder voraussichtlich in Zukunft mit 
Hauptwohnsitz im Haushalt des Antragstellers le-
ben.

3. Einkommen/Vermögen

Maßgeblich ist das durchschnittliche zu ver-
steuernde Einkommen des Antragstellers und 
aller zum Haushalt zählenden Familienmitglie-
dern der letzten drei Jahre vor dem Jahr des 
Stichtages. Das zu versteuernde Einkommen ist 
durch Einkommenssteuerbescheide nachzuwei-
sen. Liegt noch kein bestandskräftiger Einkom-
mens-steuerbescheid vor, kann ersatzweise auf 
frühere Einkommenssteuerbescheide vor dem 
Dreijahreszeitraum zurückgegriffen werden.

3.1. zu versteuerndes Einkommen (bei Alleinste-
henden die Hälfte)
über 80.000 €; 0 Punkte Bonus
zwischen 60.000 € und 79.999,99 €; 5 Punk-
te Bonus
unter 60.000 €; 10 Punkte Bonus

3.2 Vermögen
Das Vermögen (Immobilienvermögen und Ka-
pitalvermögen) der Bewerber beträgt oder 
übersteigt 30 % der voraussichtlichen Grun-
derwerbs-, Bau- und Nebenkosten; 0 Punkte 
Bonus

 Das Vermögen (Immobilienvermögen und Ka-
pitalvermögen) der Bewerber liegt zwischen 
19,99 % und 30 % der voraussichtlichen 
Grunderwerbs-, Bau- und Nebenkosten;
5 Punkte Bonus

 Das Vermögen (Immobilienvermögen und Ka-
pitalvermögen) der Bewerber übersteigt nicht 
19.99 % der voraussichtlichen Grunderwerbs-, 
Bau- und Nebenkosten; 10 Punkte Bonus

4. Ehrenamtliches Engagement

4. Für jedes vollendete Jahr über 2 Jah-
ren, indem ein ehrenamtliches Engage-
ment mit Sonderaufgabe ausgeübt wur-
de; 1,5 Punkt Bonus (max. 7,5 Punkte)

Eine Sonderaufgabe ist entweder eine Führungs-
aufgabe oder eine Aufgabe, die für den Zusam-
menhalt in der Ortsgemeinschaft relevant ist. 
Über das Vorliegen einer Sonderaufgabe entschei-
det die Stadt Starnberg in eigenem Ermessen. 

§ 3 Pfl ichten der Antragsteller

Der einzelne Bewerber muss alle Angaben mit 
ausreichenden Unterlagen belegen und die Rich-
tigkeit der Angaben bestätigen.

Der Antragsteller akzeptiert, dass zur Sicherung 
des Zwecks des Einheimischen-Modells im notari-
ellen Kaufvertrag umfangreiche Regelungen ge-
troffen werden. 

§ 4 Inkrafttreten

Diese Richtlinien treten eine Woche nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft.

Starnberg, 18.04.2018

Stadt Starnberg – Eva John, 1. Bürgermeisterin

◆ Bekanntmachung über die öffentliche 
Aufl egung der Vorschlagsliste für Schöffi nnen 
und Schöffen für die Geschäftsjahre 2019 bis 
2023

Die vom Haupt- und Finanzausschuss in der Sit-
zung am 16.04.2018 beschlossene Vorschlags-
liste der Stadt Starnberg zur Auswahl der Schöf-
fen für die Geschäftsjahre 2019 bis 2023 liegt 
in der Zeit von 27.04.2018 bis 04.05.2018 im 
Rathaus Starnberg, Vogelanger 2, 82319 Starn-
berg, Zi.Nr. 05 während der allgemeinen Dienst-

stunden öffentlich zu jedermanns Einsicht auf.

Einsprüche gegen die Vorschlagsliste können bis 
zum 11.05.2018 schriftlich oder persönlich zu Pro-
tokoll im Rathaus Starnberg, Vogelanger 2,
82319 Starnberg, Zi.Nr. 05 erhoben werden.

Einspruch kann mit der Begründung erhoben wer-
den, dass in die Vorschlagsliste Personen auf-
genommen sind, die nach den entsprechenden 
Nummern der Schöffenbekanntmachung vom
7. November 2012 (JMBl. S. 127), geändert durch 
Bekanntmachung vom 25. Oktober 2017 (JMBl. 
S. 216), entweder nicht aufgenommen werden 
durften (Nummer 3) oder nicht aufgenommen 
werden sollten (Nummern 4 sowie 5.1 bis 5.6).

Starnberg, 18.04.2018

Stadt Starnberg – Eva John, 1. Bürgermeisterin

Bekanntmachung der Gemeinde Gilching

◆ Bebauungsplan „Fernwärmezentrale süd-
westlich des Gewerbegebietes BAB 96 Nord“ 
für eine Teilfl äche von Fl.Nr. 139, Gemarkung 
Argelsried;
Aufstellungs- und Billigungsbeschluss;
Frühzeitige Öffentlichkeits- und Behörden be-
teiligung nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 
17.04.2018 die Aufstellung des Bebauungsplanes 
„Fernwärmezentrale südwestlich des Gewerbege-
bietes BAB 96 Nord“ für eine Teilfl äche von
Fl.Nr. 139, Gemarkung Argelsried, beschlossen 
und die Entwurfsplanung i.d.F.v. 17.04.2018 gebil-
ligt.

Der Entwurf o.g. Bebauungsplanes i.d.F.v. 
17.04.2018 einschließlich Begründung (inkl. Um-
weltbericht) i.d.F.v. April 2018 liegt in der Zeit vom

03. Mai bis einschließlich 04. Juni 2018

während der allgemeinen Dienststunden im

Rathaus der Gemeinde Gilching,
Rathausplatz 1, Bauamt, I. OG, Zimmer O1.28

öffentlich aus. Wesentliche umweltbezoge-
ne Stellungnahmen liegen derzeit nicht vor.

Die Öffentlichkeit kann sich während der Ausle-
gungsfrist über die allgemeinen Ziele und Zwecke 
sowie die wesentlichen Auswirkungen der Pla-
nung unterrichten und Stellungnahmen vorbringen. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 
können bei der Beschlussfassung über den Bau-
leitplan unberücksichtigt bleiben. In die Frist fallen-
de allgemein arbeitsfreie Tage, also auch Feiertage 
und andere Tage, an denen das Rathaus geschlos-
sen ist, sowie offi zielle Ferientage sind für den 
Fristlauf unschädlich.
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung 
berührt wird, sollen sich auch im Hinblick auf den 
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB äußern.

Der untenstehenden Lageplan mit Darstellung des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist Be-
standteil dieser Bekanntmachung.

Gilching, 18.04 .2018

Gemeinde Gilching – Manfred Walter, 1. Bürgermeister

ANLAGE: Lageplan mit Darstellung des Geltungs-
bereiches des Bebauungsplanes (ohne Maßstab)

Seite 4

Fortsetzung nächste Seite >>>Fortsetzung nächste Seite >>>



16. Ausgabe vom 25. April 2018 

Amtsblatt für den Landkreis Starnberg

◆ Öffentliche Ausschreibung der Gemeinde 

Gilching

1. Gemeinde Gilching
Rathausplatz 1, 82205 Gilching
Tel. 0 81 05 / 38 66 0
Ansprechpartner: Frau Sabine Bader;
Tel. 0 81 05 / 38 66 33

2. Gewähltes Vergabeverfahren: Of-
fenes Verfahren nach VgV

3. Art und Umfang der Leistung:
Schülerbeförderung;
Beförderung von nichtbehinderten Schü-
lerinnen und Schülern ohne Begleitper-
son im freigestellten Schülerverkehr

a) Los 1: Morgens von Gilching (Altdorf) zur 
Arnoldus Grundschule Gilching und mittags 
zurück von der Arnoldus Grundschule nach 
Gilching (Altdorf)   (Schulbuslinie 1)

b) Los 2: Morgens von Geisenbrunn zur 
James-Krüss-Grundschule und mittags 
zurück von der James-Krüss-Grundschule 
nach Geisenbrunn sowie zum Hort an der 
Arnoldus Grundschule (Talhofstraße 5 a, 
Gilching) und zum Hort der Diakonie (am 
Christoph-Probst-
Gymnasium  (Schulbuslinie 2)

 Losweise Vergabe bleibt vorbehalten. Ange-
bote sind zulässig für ein und mehrere Lose. 

4. Ausführungstermin:
 Schuljahr 2018/2019 bis 2020/2021

(11. September 2018 bis 31. Juli 2021)

5. Detaillierte Unterlagen können unter Hinweis 
auf die Ausschreibung „Schülerbeförderung für 
die Schuljahre 2018/2019 bis 2020/2021“ über 
folgende Internetadresse heruntergeladen wer-

den www.gilching.de/Rathaus/Öffentliche Aus-
schreibungen. 

6. 
a) Ablauf der Angebotsfrist: Angebote müssen 

bis spätestens 15. Juni 2018, 12.00 Uhr ein-
gehen.

b) Anschrift der Dienststelle:  siehe Ziffer 1
c) Bei der Angebotseröffnung sind keine Bieter 

zugelassen. 

7. Geforderte Unterlagen/Anlagen:
siehe Vergabeunterlagen

8.
a) Zuschlags- und Bindefrist: Der Zuschlag 

erfolgt bis spätestens 31. Juli 2018. 

b) Der Bieter ist an sein Angebot gebunden bis 
31. Juli 2021. 

9. Der Zuschlag wird nach § 127 Abs. 1 Satz 1 
GWB, § 58 Abs. 1 VgV auf das Angebot er-
teilt, welches unter Berücksichtigung aller 
technischen und wirtschaftlichen Gesichts-
punkte als das annehmbarste erscheint. 

Gilching, 20.04.2018

Gemeinde Gilching – Manfred Walter, 1. Bürgermeister

Bekanntmachung der Stadt Starnberg

◆ Bekanntmachung über die Entscheidung 

der Ersten Bürgermeisterin gem. Art. 37 Abs. 3

GO vom 09.04.2018 in Sachen „Straßen aus-

baubeiträge“

Die Stadt Starnberg wurde mit Bescheid des 
Landratsamtes Starnberg vom 16.10.2015 dazu 

verpfl ichtet, den Beschluss der geschäftsführen-
den Ersten Bürgermeisterin der Stadt Starnberg 
vom 12.03.2015 gemäß Art. 23 Abs. 3 GLKrWG 
(über die Abschaffung der Straßenausbaubeitrags-
satzung und über die Satzung zur Aufhebung der 
Ausbaubeitragssatzung) sowie den Beschluss 
des Stadtrats der Stadt Starnberg in der Sitzung 
vom 29.06.2015 unter dem Tagesordnungs-
punkt 6 (über die Bestätigung der Aufhebung der 
Straßenausbaubeitragssatzung) aufzuheben.

Gegen diesen Bescheid erhob die Stadt 
Starnberg Klage vor dem Verwaltungsge-
richt München. Diese wurde mit Urteil vom 
07.03.2017 abgewiesen. Der daraufhin gestell-
te Antrag auf Zulassung der Berufung wur-
de vom Bayerischen Verwaltungsgerichtshof 
mit Beschluss vom 08.02.2018 abgelehnt. 

Im Weiteren hat der Stadtrat der Stadt Starn-
berg in seiner Sitzung am 26.02.2018 den Be-
schluss gefasst, dass im Hinblick auf die von 
der Bayerischen Landesregierung beschlos-
sene unverzügliche Änderung des KAG (Ab-
schaffung der Straßenausbaubeiträge) von 
weiteren Rechtsmitteln abgesehen wird.

Da das Urteil des Verwaltungsgerichtes Mün-
chen damit Rechtskraft erlangt, muss die Stadt 
Starnberg den Bescheid des Landratsam-
tes Starnberg vom 16.10.2015 vollziehen.

Deshalb hat die Erste Bürgermeiste-
rin am 09.04.2018 gem. Art. 37 Abs. 3 GO 
die Entscheidung getroffen, die oben ge-
nannten Beschlüsse aufzuheben. 

Das bedeutet, dass die Satzung über die Erhe-
bung von Beiträgen zur Deckung des Aufwands 
für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung 
oder Erneuerung von Straßen, Wegen, Plätzen, 
Parkplätzen, Grünanlagen und Kinderspielplätzen 
vom 30.09.2004 gilt. Diese können Sie auf der 

Homepage der Stadt Starnberg unter
https://www.starnberg.de/buergerservice-
verwaltung/stadtverwaltung/satzungen-und-
verordnungen/ einsehen. 

Wegen des Beschlusses des Bayerischen Land-
tags vom 25.01.2018, keine Bescheide mehr zu 
verschicken, werden von der Stadt Starnberg 
aber keine Straßenausbaubeiträge erhoben.

Starnberg, 19.04.2018

Stadt Starnberg – Eva John, 1. Bürgermeisterin

Kostenlose Beratung und Hilfe für Familien, 
Eltern paare, Jugendliche und Kinder: 
• in der Erziehung • in der Partnerschaft 
• bei schulischen Schwierigkeiten der Kinder 
• bei Ablösungsproblemen von Jugendlichen

Alle Mitarbeiter unterliegen der Schweigepfl icht.

Telefon  08151 148 - 388
www.lk-starnberg.de / kijufa

Landratsamt Starnberg
Moosstraße 5 • 82319 Starnberg

Kinder-, Jugend- und
Familienberatungsstelle
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